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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 

 

Az: B 10 EG 1/16 B 
 
L 11 EG 2526/15 (LSG Baden-Württemberg) 
S 6 EG 1719/14 (SG Reutlingen) 
 
 
 
………………….., 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte: ………………………………………, 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Landeskreditbank Baden-Württemberg - Förderbank, 
Schloßplatz 10/12, 76113 Karlsruhe, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

Der 10. Senat des Bundessozialgerichts hat am 13. Mai 2016 durch den 

Vizepräsidenten   Prof. Dr.  S c h l e g e l    sowie die Richter   O t h m e r     

und   Dr.  R ö h l     

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landes-

sozialgerichts Baden-Württemberg vom 15. Dezember 2015 wird als unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außergerichtlichen Kosten 

zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 15.12.2015 hat das LSG Baden-Württemberg einen Anspruch der Klägerin auf 

weiteres Elterngeld anlässlich der Geburt der Zwillinge J.        und J.        am 22.9.2008 im 

Wege eines Überprüfungsverfahrens nach § 44 SGB X verneint. Zwar stütze sich der Antrag 

vom 4.3.2014 auf Leistungsgewährung für das Jahr 2009 auf das Urteil des BSG vom 

27.6.2013 (B 10 EG 8/12 R - BSGE 114, 26 = SozR 4-7837 § 1 Nr 4), wonach bei einer Mehr-

lingsgeburt ein weiterer eigenständiger Elterngeldanspruch bestehe, allerdings könnten für das 

Jahr 2009 nach § 44 Abs 4 SGB X Leistungen nachträglich nicht mehr erbracht werden. Hierbei 

handele es sich um eine materielle Ausschlussfrist, die von Amts wegen zu beachten sei. Eine 

Wiedereinsetzung in den vorigen Stand sei bei dieser Frist nicht möglich. Auch im Wege des 

sozialrechtlichen Herstellungsanspruchs sei die Klägerin nicht so zu stellen, als hätte sie den 

Antrag bereits im Jahr 2013 gestellt. Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil 

hat die Klägerin beim BSG Beschwerde eingelegt, die sie mit dem Vorliegen einer grundsätz-

lichen Bedeutung begründet. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde der Klägerin ist unzulässig. Ihre Begründung genügt nicht den 

gesetzlichen Anforderungen (§ 160a Abs 2 S 3 SGG). Keiner der in § 160 Abs 2 SGG ab-

schließend aufgeführten Zulassungsgründe ist ordnungsgemäß dargetan worden. 

 

Grundsätzliche Bedeutung iS des § 160 Abs 2 Nr 1 SGG hat eine Rechtssache nur dann, wenn 

sie eine Rechtsfrage aufwirft, die - über den Einzelfall hinaus - aus Gründen der Rechtseinheit 

oder der Fortbildung des Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig 

ist. Ein Beschwerdeführer muss daher anhand des anwendbaren Rechts sowie unter Berück-

sichtigung der höchstrichterlichen Rechtsprechung und des Schrifttums angeben, welche 

Rechtsfragen sich stellen, dass diese noch nicht geklärt sind, weshalb eine Klärung aus Grün-

den der Rechtseinheit oder Rechtsfortbildung erforderlich ist, und dass das angestrebte Revi-

sionsverfahren eine Klärung erwarten lässt (vgl BSG SozR 1500 § 160 Nr 17; BSG SozR 1500 

§ 160a Nr 7, 13, 31, 59, 65). Um seiner Darlegungspflicht zu genügen, muss der Beschwerde-

führer mithin Folgendes aufzeigen: (1.) Eine bestimmte Rechtsfrage, (2.) ihre (abstrakte) Klä-

rungsbedürftigkeit, (3.) ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit sowie (4.) die über den Einzelfall hin-

ausgehende Bedeutung der von ihm angestrebten Entscheidung, also eine Breitenwirkung. 

Diesen Anforderungen genügt die folgende Beschwerdebegründung nicht. 

 

Die Klägerin hält folgende Frage für eine Rechtsfrage von grundsätzlicher Bedeutung: 

"Stellt die Anwendung der Ausschlussfrist von § 44 Abs. 4 SGB X bei der rückwirkenden 

Beantragung von Elterngeld aufgrund der Rechtsprechung des BSG vom 27.06.2013, 

AZ: B 10 EG 8/12 R, einen Verstoß gegen Art. 6 GG dar?" 
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Für die von ihr aufgeworfene Rechtsfrage hat die Klägerin allerdings die höchstrichterliche Klä-

rungsbedürftigkeit nur behauptet, nicht jedoch schlüssig dargelegt. Hierzu hätte sie im Einzel-

nen darstellen müssen, inwiefern die Rechtsfrage vom BSG bisher noch nicht entschieden ist 

(vgl BSG SozR 1500 § 160 Nr 51; BSG SozR 1500 § 160a Nr 13 und 65) und warum sich für 

die Beantwortung der Frage nicht bereits ausreichende Anhaltspunkte in vorliegenden Ent-

scheidungen finden lassen (vgl BSG SozR 3-1500 § 146 Nr 2 und § 160 Nr 8). Allein der von 

der Klägerin zur Begründung der Klärungsbedürftigkeit angeführte Umstand, dass die von ihr 

aufgeworfene Frage betreffend die Gewährung von Elterngeld bisher nicht entschieden sei und 

die Beklagte vor dem Hintergrund einer Verletzung ihrer Beratungs- und Informationspflicht aus 

§§ 13 und 16 Abs 3 SGB I durch den Einwand aus § 44 Abs 4 SGB X nicht schützenswert sei, 

da die Familie gemäß Art 6 Abs 1 und Abs 4 GG unter dem besonderen Schutz der staatlichen 

Ordnung stehe, reicht zur Darlegung der Klärungsbedürftigkeit nicht aus. Dies gilt insbesondere 

auch hinsichtlich der Auflistung der BSG-Urteile vom 6.3.2003 (B 4 RA 38/02 R) und vom 

24.4.2014 (B 13 R 23/13 R). Insoweit hätte es zunächst unter Auseinandersetzungen mit der 

vom LSG durchgeführten Prüfung der gesetzlichen Voraussetzungen einer konkreten Dar-

legung bedurft, wie die von der Klägerin benannte Rechtsfrage nach dem Wortlaut des 

Gesetzes zu beantworten ist und ob sich das von der Klägerin begehrte Ergebnis ggf erst aus 

dem Verfassungsrecht ergeben soll. Wie bereits das LSG in seiner angefochtenen Entschei-

dung ausgeführt hat, ist die Ausschlussfrist des § 44 Abs 4 SGB X von Amts wegen zu beach-

ten und findet auch Anwendung auf den sozialrechtlichen Herstellungsanspruch, ohne dass 

eine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand nach § 27 SGB X möglich ist (vgl hierzu insgesamt 

KassKomm/Steinwedel, Dezember 2015, § 44 SGB X RdNr 50 ff). Entsprechende Darlegungen 

der Klägerin, insbesondere zur Rechtsprechung, fehlen ebenso wie eine Auseinandersetzung 

mit den einschlägigen verfahrensrechtlichen Kriterien zu Art 3 Abs 1 und Art 6 Abs 1 GG nebst 

der hierzu vom BSG und BVerfG ergangenen Rechtsprechung, insbesondere betreffend den 

gesetzgeberischen Gestaltungsspielraum im Bereich der gewährenden Staatstätigkeit (vgl auch 

BVerfG Beschluss vom 29.10.2002 - 1 BvL 16/95 ua - BVerfGE 106, 166, 175 f = SozR 3-5870 

§ 3 Nr 4 S 13 f). Hierzu müssen der Bedeutungsgehalt der in Frage stehenden einfach gesetz-

lichen Norm aufgezeigt, die Sachgründe ihrer jeweiligen Ausgestaltung erörtert und die Ver-

letzung der konkreten Regelung des GG dargelegt werden. Diesen Anforderungen entspricht 

die Beschwerdebegründung nicht.  

 

Der Senat sieht von einer weiteren Begründung ab (§ 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Verwerfung der nicht formgerecht begründeten Beschwerde erfolgt gemäß § 160a Abs 4 

S 1 Halbs 2 iVm § 169 SGG ohne Zuziehung ehrenamtlicher Richter.  

 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 193 SGG. 
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